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Merkblatt / Wegweisung des Zuger Bauernverbandes 
 

Landerwerb für öffentliche Infrastrukturbauten und Vorhaben 

 

 

Ziel 

Mit diesem Schreiben soll für die Bauernfamilien ersichtlich werden, wann die Weichen für die öf-
fentlichen Infrastrukturbauten gestellt werden und wie die Verfahren ablaufen. Im Weiteren möch-
ten wir einige Tipps in diesem Zusammenhang geben und aufzeigen, welche Hilfeleistungen vom 
Zuger Bauernverband erwartet werden können. 

Um einen Überblick über den ganzen Kanton geben zu können, beziehen wir uns bei unseren 
Ausführungen vor allem auf kantonale Infrastrukturbauten und auf die kantonale Landerwerbspra-
xis. Diese Ausführungen gelten für die einzelnen Gemeinden sinngemäss. Obwohl sich viele Ge-
meinden an der Entschädigungspraxis des Kantons orientieren, kann es in bestimmten Fällen zu 
Abweichungen kommen. 

 

Einleitung 

Die räumlichen Platzverhältnisse im Kanton Zug werden zunehmend enger. Grund dafür ist das 
stetige Bevölkerungswachstum. Der Druck auf die landwirtschaftlichen Nutzflächen steigt spürbar. 
Die öffentliche Hand benötigt zusätzliche Flächen für Infrastrukturbauten wie Strassen, Velowege, 
Schulraum, Naherholung usw. 

 

 

 
 

Achtung: Die Weichen werden sehr früh gestellt! 

 

Wann bin ich als Grundeigentümern potenziell von Landbeanspruchung durch die öffentli-
che Hand betroffen? 

Oft ist der Auslöser eine Änderung des kantonalen oder des gemeindlichen Richtplans oder der 
gemeindlichen Ortsplanung. Diese Planungsinstrumente verpflichten die Behörden, bestimmte 
Vorhaben (z.B. Strassen, Busspuren, Velowege etc.) umzusetzen. Aufgrund eines solchen Auf-
trags arbeiten die Behörden entsprechende Projekte aus. Im Rahmen dieser Projekterarbeitung 
wird auch definiert, wie beispielsweise die Linienführung und der Platzbedarf für die Realisierung 
eines Vorhabens sein sollen. Erst, wenn diese Informationen vorliegen, kann festgestellt werden, 
welche Grundstücke und in welchem Umfang diese von einem Vorhaben betroffen sind. Dies be-
deutet, dass die Grundeigentümer erst spät persönlich über ein Vorhaben informiert werden. Oft-
mals bestehen bei Infrastrukturprojekten nur wenige Lösungsmöglichkeiten, weshalb die Mitwir-
kung durch die Grundeigentümer eingeschränkt ist. 

 Tipp: Es ist ratsam, dass die Grundeigentümer die Änderungen der kantonalen und ge-
meindlichen Planungsinstrumente (Richtpläne, Ortsplanung etc.) aufmerksam verfolgen. 
Dies ist der Zeitpunkt, um Grundsätzliches in Frage zu stellen bzw. sich dagegen zu weh-
ren. 
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 Tipp: Oft sind von solchen Projekten mehrere Grundeigentümer betroffen. Es ist ratsam, 
sich mit allen Betroffenen an einen Tisch zu setzen und das weitere Vorgehen gemeinsam 
zu besprechen. Man ist dann nicht mehr allein und sieht, dass es anderen auch so geht. 

 

 

 

Tipp: Es ist ratsam, sämtliche Verhandlungsergebnisse schriftlich festzuhalten. Weiter soll 
der Kommunikationsfahrplan abgesprochen werden. 

 

Welches Vorgehen hat der Kanton bei Projekten und dem damit verbundenen Landerwerb 

Der Projektleiter stellt den Grundeigentümern die geplante Umsetzung des Vorhabens vor und 
zeigt ihnen auch auf, in welchem Umfang Land benötigt wird und welche Entschädigungen dafür 
ausgerichtet werden sollen. Im Rahmen der öffentlichen Auflage kann gegen das Projekt und/oder 
den damit verbundenen Landerwerb das Rechtsmittel ergriffen werden. 

 

Was für Erwerbswege stehen dem Gemeinwesen offen? 

Der Kanton Zug strebt stets einen einvernehmlichen Landerwerb an und versucht – nötigenfalls in 
mehreren Gesprächsrunden – eine solche Einigung mit den Grundeigentümern zu finden.  

Kann keine Einigung über einen einvernehmlichen Landerwerb gefunden werden, besteht für das 
Gemeinwesen die Möglichkeit, den Landerwerb auf dem Enteignungsweg zu tätigen. Eine Enteig-
nung nimmt der Kanton erst dann vor, wenn auf dem Verhandlungsweg, für welchen ausreichend 
Zeit eingeräumt wird, keine Einigung erzielt werden kann. 

Gegen eine Enteignung kann der Grundeigentümer das Rechtsmittel ergreifen. 

 

Mit welchen Entschädigungen kann der Grundeigentümer rechnen? 

Sowohl bei einem einvernehmlichen Landerwerb wie auch bei einer Enteignung hat das Gemein-
wesen dem Grundeigentümer den Schaden abzugelten, der ihm durch das Projekt entsteht. 

Aufgrund der Motion von Thomas Rickenbacher hat der Kantonsrat beschlossen, dass der Kanton 
Zug Landwirtschaftsland für Infrastrukturbauten grundsätzlich mit Fr. 80.– pro Quadratmeter ent-
schädigt. Dieser Wert wird je nach der Qualität des Bodens um maximal 10 % erhöht oder redu-
ziert. Die konkrete Preisberechnung erfolgt aufgrund der Nutzungseignungsklasse gemäss der 
«Bodenkarte Landwirtschaftliche Nutzungseignung» des Kantons (aufgeschaltet auf www.zug-
map.ch). Die Wertspanne reicht von Fr. 88.–/m2 (Klasse 1) für den besten Boden bis zu Fr. 72.–
/m2 für den wertmässig bescheidensten Boden. Auf diese Weise ist eine Gleichbehandlung ge-
währleistet. 

Für die weiteren Nachteile (z.B. Ertragsausfall, Bodenbeanspruchung für Depots, Duldung von 
ökologischen Ausgleichsmassnahmen, etc.) richtet der Kanton ebenfalls Entschädigungen aus. 
Diese basieren auf langjährigen und praxisbewährten Ansätzen. Teilweise wurden diese mit der 
seinerzeitigen Interessengemeinschaft für faire Landverhandlungen, dem Zuger Bauernverband 
und der Baudirektion des Kantons Zug ausgehandelt. In besonders komplizierten Fällen lässt der 
Kanton den finanziellen Wert der Nachteile durch den Schweizerischen Bauernverband schätzen. 

 

 

 

Hinweis: Die Fr. 80.-/ m2 gelten nur bei einem freihändigen Verkauf! Denn aufgrund eines 
Urteils des Verwaltungsgerichts des Kantons Zug kann sich der Grundeigentümer im Ent-
eignungsfall nicht darauf berufen, dass ihm eine Entschädigung nach dem vorstehend er-
wähnten «Kantonsratsbeschluss Fr. 80.–/m2» auszurichten ist. 
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Steuerrechtliche Aspekte 

Wird das Landwirtschaftsland über dem Ertragswert verkauft, kann in den Gemeinden die Grund-
stückgewinnsteuer anfallen. Weitere ausgehandelte Entschädigungen, werden als Einnahme ins 
Geschäftsvermögen (Landwirtschaftsbetrieb) gebucht. Diese Einnahmen sind in der Regel AHV-
pflichtig. Macht der Betrieb Ende Jahr mehr Gewinn, fallen insgesamt höhere Steuern an. 

 

 

 

Tipp: Es lohnt sich diese Fragen vor Abschluss der Verhandlungen gründlich zu klären. 
Am besten mit dem Treuhänder, mit den zuständigen Stellen beim Kanton oder der Ge-
meinde. 

 

Die Rolle des Zuger Bauernverbandes 

Wie kann mich der Zuger Bauernverband bei Landverhandlungen unterstützen? 

Wir können beratend zur Seite stehen und falls gewünscht in Kontakt mit den zuständigen Behör-
den treten.  

 

Was kann der Zuger Bauernverband nicht anbieten? 

Wir können keine rechtliche Beratung anbieten, hierfür fehlen uns der statutarische Auftrag und 
die notwendigen finanziellen Mittel.  

 

Bei weiteren Fragen oder anderen eignen Erfahrungen rund um dieses Thema, treten Sie 
mit uns in Kontakt. 

 

 

 

 


